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Beiträge zur Reform des üſterreichiſchen Strafgeſetzes 


über Gefällsübertretungen. 
Von Theodor Eglauer. 
III. Qualität und Quantität der Stenerſtrafen. 


Bereits in unſerem erſten Artikel wurde folgendes, im Weſen des 
Steuervergehens begründetes Strafenſyſtem entwickelt: 

Als Hauptſtrafart: Geldſtrafen, eventuell im Falle der Un- 
einbringlichkeit derſelben ſuppletoriſche Freiheitsſtrafen. Als Neben- 
ſtrafen: Verfall von Gegenſtänden, Ausſchließung von lucrativen Staats⸗ 
Aemtern und Dienſten, ſowie von gewiſſen Erwerbszweigen, welche 
unter finanzpolizeilicher Aufſicht (ſog. gefällsämtlichen Controle) ſtehen, 
endlich bei Ausländern Verweiſung aus dem Staatsgebiete. 

Das öſterreichiſche Gefällsſtrafgeſetz kennt zwar noch andere Haupt⸗ 
und Nebenſtrafen: den ſelbſtſtändigen Arreſt, Bekanntmachung des 
Namens des Uebertreters ($ 65 G. St. G.), Stellung unter Polizei⸗ 
aufſicht (8 74 G. St. G.), ſowie die Abſchaffung eines Gefällsüber⸗ 
treters aus einem Orte, Bezirke oder Lande ($ 73 G. St. G.). 

Allein der ſelbſtſtändige (unabhängige) Arreſt wird, wie weiter 
oben auseinandergeſetzt worden iſt, künftighin principiell, die Bekannt⸗ 
machung des Namens des Uebertreters in Folge der Oeffentlichkeit des 
Verſahrens entfallen; die Stellung unter Polizeiaufſicht hat ſich praktiſch 
nicht bewährt und hängt überdies nach $ 74 G. St. G. mit der örtlichen 


Abſchaffung inſoferne zuſammen, als ſie blos dann Anwendung findet, 
wenn die Abſchaffung aus einem Orte oder Bezirke oder einem Lande 
aus Polizeirückſichten Hinderniſſen unterliegt. 

Dieſe Abſchaffung nun hätte zwar an und für ſich einigen 
Werth; diefelbe iſt jedoch im Intereſſe der ökonomiſchen Freiheit der 
Staatsbürger verwerflich und kann auch verworfen werden, da die 
Unterſagung einer beſtimmten Berufsthätigkeit, wie fie weiter oben vor— 
geſchlagen wurde, ein viel wirkſameres Präventivmittel iſt und die 
ökonomiſche Freiheit der Staatsbürger nicht in dem Maße beſchränkt, 
als die Verweiſung. 

Ueber die Art der ſuppletoriſchen Freiheitsſtraſen in Folge von 
Steuervergehen wurde früher abſichtlich kein Ausſpruch gethan, und 
zwar aus dem Grunde, weil ſich dieſelbe nicht aus dem Weſen des 
Steuervergehens deduciren, fondern nur mit Rückſicht auf die Vorſchriften 
des allgemeinen Strafgeſetzes beſtimmen läßt, indem dieſes für die Ein— 
richtung des ſtaatlichen Gefängnißweſens, wenn nicht allein, fo doch in 
erſter Linie maßgebend iſt. 

Obwohl es ſich alleufalls principiell rechtfertigen ließe, geht es 
dennoch, praktiſch genommen, nicht an, die wegen Verübung von Steuer— 
vergehen verwirkten Freiheitsſtrafen in eigenen Gefangenhäuſern ab⸗ 
büßen zu laſſen. Billigerweiſe wird man nur verlangen können, daß 
Steuerſträflinge niemals, ſelbſt außerordeutliche Fälle nicht aus— 
genommen, mit gemeinen Verbrechern in denſelben Räumen ver— 
wahrt werden. 

Nach dem am 7. November 1874 im Abgeordnetenhauſe des 
Reichsrathes eingebrachten Entwurfe eines Strafgeſetzes über 
Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen wird man künftig— 
hin gewiſſe Verbrechen und Vergehen (namentlich politiſche) in eigenen, 
ſogenannten Staatsgefängniſſen, welche von den zur Aufnahme 
anderer Sträflinge dienenden Anſtalten vollſtändig und äußerlich erkenn⸗ 
bar getrennt ſind (§ 10 desſelben), unterbringen und damit eine eustodia 
| honesta ſchaffen. 
| Wir gehen nun nicht ſoweit, für Steuerſträflinge die gleiche 
Rückſicht wie für politiſche und die dieſen gleichgeſtellten Verbrecher zu 
prätendiren, in der Einſicht, daß rein politiſche Vergehen nicht aus 
unehrenhafter Geſinnung hervorgehen, während die vorſätzlichen 
| Steuervergehen mehr oder minder ge winnſüchtigen Motiven ent— 
ſpringen, müſſen aber dafür andererfeits betonen, daß letztere ebenſoweit 
von gemeinen Verbrechen entfernt ſind, da dieſe von verächtlicher 
Geſinnung zeigen. 

Eben darum iſt die im gedachten Entwurfe in Ausſicht genommene 
Zuchthausſtrafe (für gemeine Verbrechen im Mindeſtausmaße von 
einem Jahre), welche in beſouderen Räumlichkeiten vollſtreckt wird und 
mit der die obligate Gefängnißkoſt, Sträflingskleidung und Anhaltung 
zu den in der Anſtalt eingeführten Arbeiten verbunden iſt (8 9 des 
Entwurfes), für Steuerſträflinge ſelbſt der allerſchlimmſten Sorte als 
ausgeſchloſſen zu betrachten. 
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Uebrigens iſt auch im allgemeinen Strafrechte, und zwar ſowohl verkürzten Abgabe, entfällt, bar erlegt oder vollſtändig ſicherſtellt und 
im geltenden, als in dem vorausſichtlich künftigen Strafgeſetze ($ 260 von feiner Seite die Bedingungen erfüllt, unter denen nach dem Geſetze 
St. G. und $ 27 E.) der Grundſatz anerkannt, daß an Stelle uneinbring- | ($ 545 G. St. G.) von der Unterſuchung des Straffalles abgelaſſen 
licher Geldſtrafen nicht entehrende Freiheitsſtrafen zu treten haben. werden kann, gilt obige Anordnung nicht. 


Es erübrigen daher nach dem obigen Entwurfe folgende zwei 


Bei dem laxen Vorgehen der Gefällsgerichtsbehörden (in dieſer 


Arten von Freiheitsſtrafen für unſere Zwecke: die Gefängnißſtrafe Beziehung kommen nur die leitenden Finanzbehörden als ſolche in Be- 


und die Haft. 

Die Gefängnißſtrafe iſt nach dem Motivenberichte zu dieſem Ent⸗ 
wurfe *) vom Jahre 1875 „allerdings au ſich keine entehrende, weil 
ſie die Ehrenfolgen nicht von Rechtswegen nach ſich zieht; ſie iſt 
aber doch die Strafe für viele Delicte, die wirklich aus unehreuhafter 
Geſinnung eutſpringen und in Folge richterlichen Ausſpruches auch die 
Ehreufolgen nach ſich ziehen können. Es fehlt ihr daher der Charakter 
einer custodia honesta, welcher ſchon von vornherein die Annahme 
ausſchließt, daß der zu einer ſolchen Strafe Verurtheilte unehrenhaft 
gehandelt habe.“ (S. 22 dortſelbſt.) 

Gefängniß und Haft ſind blos zeitige Freiheitsſtrafen, und zwar 
beträgt die regelmäßige Dauer (ohne Rückfichtnahme auf eine Ber- 
längerung in Folge realer Concurrenz) bei der erſteren höchſtens fünf 
Jahre, bei der zweiten höchftens zwei Monate. Die kürzeſte Dauer iſt 
bei Gefänguiß ein Tag. In Bezug auf die Haft wurde dem richter 
lichen Ermeſſen keine Grenze gezogen ($ 13 E.). Bei Umwandlung 
der Freiheitsſtrafen iſt zweimonatliche Haft einer einmonatlichen Gefäng⸗ 
nißſtrafe (nach den Anträgen des Strafgeſetzausſchuſſes über obigen Ent— 
wurf „dreitägige Haft einer zweitägigen Gefängnißſtrafe“) gleich zu 
achten ($ 16 E.). 

Der weſentliche Unterſchied zwiſchen dieſen beiden Arten von 
Freiheitsſtrafen beſteht erſteus darin, daß die Gefängnißſtrafe, ſoweit es 
die Räumlichkeiten geftatten, in Einzelhaft zu vollziehen iſt (S 17 E.), 
die Haft jedoch nicht; und zweitens, daß die zu erſterer Strafe Ver— 
urtheilten zu einer ihren Fähigkeiten und Verhältuiſſen entſprechenden 
Beſchäftig ung — außerhalb der Strafanſtalt nur mit ihrer Bus | 
ſtimmung — anzuhalten find ($ 11 E.), während dies bei der Haft 
nicht der Fall iſt; denn dieſe beſteht in einfacher Freiheitsent— 
ziehung (8 12 E.). 

Nach Feſtſtellung und Charakteriſirung der beiden als Surrogate 
der Geldſtrafen ſich ergebenden Arten von Freiheitsſtrafen fällt es 
uns nicht ſchwer, darüber zu entſcheiden, auf welche Arten von Steuer- 
vergehen die Gefängnißſtrafe und auf welche bloße Haft in einem 
künftigen Steuerſtrafgeſetze geſetzt werden ſoll. Erſtere jedenfalls 
auf Steuerdefraudationen, letztere auf alle anderen 
Steuervergehen. 

Die Dauer und demnach das höchſte und niedrigſte Ausmaß 
obiger ſuppletoriſchen Freiheitsſtraſen hängen ſelbſtverſtändlich von der 
Höhe des Betrages der wegen Steuervergehen angedrohten Geldſtrafen 
ab, an deren Stelle fie ja treten ſollen. 

Was die Geldſtrafen, und zwar vorerſt ihr mindeſtes Ausmaß 
anbetrifft, können wir nur die ſiungemäße Recipirung der im gedachten 
Strafgeſetzentwurfe (§ 24) feſtgeſetzten Mindeſtausmaße von einem 
Gulden in Uebertretungsfällen und fünf Gulden bei Vergehen, 
d. h., auf das künftige Steuerſtrafgeſetz angewendet, von fünf Gulden 
bei Steuerdefraudationen und einem Gulden in allen anderen Fällen em— 
pfehlen; letzteres ſpeciell darum, weil es gerade im Steuerſtrafverfahren 
unumgänglich nothwendig iſt, dem Richter für beſonders leichte Fälle 
die Möglichkeit einer entſprechend geringen Strafe offen zu halten. 

Es beträgt zwar gegenwärtig zufolge $ 38 G. St. G. 
geringſte Geldſtraſe gegen einen und denſelben Gefällsübertreter nur 
2 fl.; allein diefe Anordnung gilt nur im Falle eines nach durch- 
geführter Unterſuchung geſchöpften Straferkenntniſſes, und ſelbſt da nur 
ohne Rückſicht auf eine nachfolgende Ermäßigung oder Nachſicht der 
ausgeſprochenen Geldſtrafe im Wege der Guade ($ 87 G. St. G.). 

In allen Fällen, in denen der Beſchuldigte bei der Ent⸗ 
deckung der Uebertretung (die Praxis geht hier noch viel weiter) 
denjenigen Strafbetrag ($ 541 G. St. G.), welcher nach dem für die— 
ſelbe ohne Rückſicht auf beſondere mildernde Umſtände 
mindeſten Strafausmaße, beftehend in einem Vielfachen 
des Gegenſtandes der Gefällsübertretung oder in einem Vielfachen der 


die 


*) Mit der Aufſchrift: „Allgemeine Bemerkungen zu dem im Abgeord⸗ 
netenhauſe des Reichsrathes eingebrachten Entwurfe eines Strafgeſetzes über Ver⸗ 
brechen, Vergehen und Uebertretungen.“ 


| 


tracht) bilden dieſe Fälle aber die große Mehrzahl, wie aus nachſtehen⸗ 


den, dem ſtatiſtiſchen Jahrbuche für das Jahr 1878, VI. Heft, 
entnommenen Daten hervorgeht: 

Im Laufe des Jahres 1878 wurde in 45.574 Fällen vom Ver⸗ 
fahren abgelaſſen und wurden 14.892 Unterſuchungen geſchloſſen; daher 
kommen auf erſtere Fälle ungefähr 75 Procent, auf letztere 25 Procent 
von ſämmtlichen in dieſem Jahre zu Ende geführten Gefällsſtrafver⸗ 
handlungen. 

Ferner betrug die Summe der Beſchuldigten, rückſichtlich deren 
gegen Erlag des Strafbetrages nach dem mindeſten Ausmaße von dem 
geſetzlichen Verfahren abgelaſſen wurde, 44.997 und die Höhe der 
erlegten Beträge 136.793 fl. 6. W. Demnach kommt nur etwas mehr 
als drei Gulden auf jeden einzelnen Beſchuldigten, und faſt genau 
dieſer Betrag (3 fl.) auf jeden abgelaſſenen Straffall. 

Dieſes mißliche Bild zeigt ſich noch unverhüllter, wenn man hie⸗ 
mit die Ergebniſſe der geſchloſſenen Unterſuchungen vergleicht. Die Ge— 
ſammtzahl der im obigen Jahre in erſter Inſtanz Verurtheilten beläuft 
ſich auf 6216, die Höhe der ausgefprochenen Geldſtrafen auf 781.998 fl. 
5. W. Hier kommt auf jeden Verurtheilten ein Betrag von durch— 
ſchnittlich 125 fl., demnach mehr als das Vierzigfache des in den 
oben berührten Fällen ſich ergebenden Durchſchnittsbetrages, was durch⸗ 
aus nicht davon herrührt, daß die nicht mit einer Ablaſſung vom 
Verfahren ſchließenden Strafverhandlungen meiſtens viel bedeutender 
ſind, als die anderen, ſondern meiner Ueberzeugung nach ein Zeichen 
dafür iſt, daß die Ablaſſungsbeträge in keinem Verhältniſſe zu den in 
Urtheilen ausgeſprochenen Geldſtrafen ſtehen, und zwar nicht gerade in 
Folge der Anordnung des $ 541 G. St. G., ſondern wegen des laxen 
Vorgehens der Strafgerichte, welche, allerdings nicht mit Unrecht, bei 
Berechnung der Ablaſſungsbeträge die dem Verurtheilten in Ausſicht 
ſtehenden Gnadenmittel vorweg in Anſchlag bringen, um ſich hiedurch 
Arbeit und Zeit zu erſparen, ohne das Intereffe des Aerars zu ge— 
fährden. 

Man erwäge nun das ſchon früher in Bezug auf die Nachſicht— 
lichkeit der Strafen im öſterreichiſchen Gefällsſtrafverfahren Geſagte hie— 
mit, und man wird die Richtigkeit der Behauptung zugeben, daß das— 
ſelbe vorzüglich an dieſem Uebelſtande leide. 

Soll aber künftig das beliebte Ablaſſungsverfahren, ſowie die 
gnadenweiſe Strafnachſicht, ja ſogar das außerordentliche Milderungs— 
recht (ſelbſtverſtändlich unbeſchadet des kaiſerlichen Begnadigungsrechtes) 
ansgeſchloſſen ſein, dann können wir mit vollem Fug und Recht auf 
eine Ermäßigung des gegenwärtigen geringſten Ausmaßes der Geld— 
ſtrafen um einen Gulden plaidiren. Iſt es doch jetzt gar keine Selten⸗ 
heit, daß Gefällsübertreter mit einer Geldſtrafe im Betrage von 
50 Kreuzern und noch weniger abgelaſſen werden! 

Die gleichen Gründe und dieſelben Rückſichten veranlaſſen uns, 
trotz der Ss 39 und 40 des Gefällsſtrafgeſetzes für eine Herabſetzung 
des gegenwärtig geltenden höchſten Ausmaßes von Geldſtrafen auf 
den Betrag von 4000 fl. zu ſtimmen. 

Nach dieſer allgemeinen Abgrenzung der Geldſtrafen für Steuer- 
vergehen überhaupt haben wir nun das mindeſte Strafausmaß für Steuer⸗ 
defraudationen, ſowie das höchſte Strafausmaß für andere Steuervergehen 
zu ſuchen. Während jenes oberhalb des niedrigſten allgemeinen Straf- 
ausmaßes, wird dieſes unterhalb des höchſten bleiben müſſen. 

Dieſelben Gründe, welche uns bewogen haben, das Gefängniß 


als die ſuppletoriſche Freiheitsſtrafe für Steuerdefraudationen vorzuſchlagen, 


zwingen uns dazu, fünf Gulden, d. i. die geringſte Vergehensſtrafe im 
mehrerwähnten Strafgeſetzentwurfe, als Mindeſtausmaß für dieſelben zu 
proponiren. Dies war auch die althergebrachte geringſte Geldſtrafe wegen 


feſtgeſetzten Schleichhandels und ſchwerer Gefällsübertretungen, und es fehlt uns 
N | 
des Werthes 


ſelbſt im Hinblicke auf deren künftige Unnachſichtlichkeit jeder Grund, 
eine Ermäßigung dieſes für bewußte Geſetzesübertreter beſtimmten 
Minimal⸗Strafausmaßes zu befürworten. 

Etwas ſchwieriger iſt es, das höchſte Ausmaß der Geldſtrafen 
für einfache (fahrläſſige) Steuerverkürzungen und Steuercontrolsvergehen 
aufzuſtellen. 


Die Gefällsübertretungen der letzteren Gattung ſind vom Gefälls— 
ſtrafgeſetze (den einzigen $ 449 ausgenommen) mit Geldſtrafen bis zum 
Höchſtbetrage von 200 fl. bedroht, wegen erſterer, der fahrläſſigen 
Gefällsverkürzungen, wird wohl kaum jemals in der Praxis, nach Be— 
nützung aller möglichen Guadenwege, obige Grenze bedeutend überſchritten 
worden ſein. 

Ich bezweifle nicht, daß fahrläſſige Gefällsverkürzungen in erſter 
Juſtanz hie und da auch mit der höchſten Geldſtrafe pr. 10.000 fl. 
geahndet worden ſind, aber weiß mich zu erinnern, daß obige Summe 
ſchließlich einmal unter 100 fl. ermäßigt worden iſt! 

Wir werden daher nicht fehlgehen, wenn wir den Betrag von 
dreihundert Gulden als höchſtes Ausmaß an Geldſtrafen für ob- 
gedachte Steuervergehen vorſchlagen, um zuvörderſt einen neuen Ver— 
einigungspunkt des (künftigen) Steuerſtrafgeſetzes mit dem (künftigen) 
Straſgeſetze über Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen zu erreichen, 
und dann zugleich auch anderen, ſpäter zu erörternden Rückſichten gerecht 
zu werden. 

An dieſer Stelle möchten wir gegenüber dem Einwande Stellung 
nehmen, daß ſich mit den nun eben abgegrenzten Strafausmaßen für 
Steuervergehen einige Strafbeſtimmungen in neueren Steuergeſetzen nicht 
vereinen laſſen werden, wie z. B. die Androhung von Geldſtrafen von 
500 bis 5000 Gulden im 4. Abſchnitte des Branntweinſteuergeſetzes 
vom 27. Juni 1878, R. G. Bl. Nr. 72, oder die Strafbeſtimmungen 
des Geſetzes vom 15. April 1881 über den Spielkartenſtempel, R. G. Bl. 
Nr. 43, u. a. m. 

Es mag allerdings Fälle geben, in denen ein Hinausgehen über 
die allgemeinen Beſtimmungen eines künftigen Steuerſtrafgeſetzes anzu⸗ 
rathen ſein wird; allein im Großen und Ganzen kann man ſagen, daß 
die in neueren Steuergeſetzen enthaltenen Strafbeſtimmungen des Guten, 
an Stelle der im Gefällsſtrafgeſetze angedrohten, unzureichenden Strafen 
ſtrenge und unnachſichtliche zu ſetzen, zu viel gethan haben. 

Wie dieſelben gegenwärtig ſind, laſſen ſie ſich unmöglich in den 
Rahmen eines auf Humanität und Billigkeit beruhenden Strafenſyſtems 
einfügen; und abgeſehen von allem Anderen duͤrften mäßige, aber an— 
gewendete Strafen wirkſamer ſein, als hohe Strafen, die nur auf 
dem Papiere als leere Drohung ſtehen bleiben. 

a Mit dem Maximum und Minimum der Geldſtrafen haben wir 
gleichzeitig die Baſis für das höchſte, wie mindeſte Ausmaß der Freiheits- 
ſtrafen, und zwar ſowohl der Gefängnißftrafe hinfichtlich der Steuer⸗ 
defraudationen, als der Haft bezüglich anderer Steuervergehen ge— 
wonnen. 

Es handelt ſich nur mehr um die Frage, was den Maßſtab 
bei Umwandlung der Geld- in Freiheitsſtrafen bilden ſoll. 

Diesbezüglich trifft das Gefällsſtrafgeſetz folgende Anordnungen: 

§ 118. „Bei der Umänderung der Geldſtrafe in Arreſt iſt der 
Stand, der Erwerb und die perſönliche Beſchaffenheit des Ver— 
urtheilten zu berückſichtigen. Auch die Folgen, welche die Vollziehung 
der Strafe auf die Familie des Verurtheilten hervorzubringen geeignet 
iſt, ſollen in Betracht gezogen werden.“ 

§ 119. „Mit Anwendung dieſer Rückſichten iſt hierbei im 
Allgemeinen das Verhältniß zu beobachten, daß ſtatt einer Strafe bis 
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Dies war bisher im allgemeinen Strafverfahren unzuläſſig, im 
Gefällsſtrafverfahren jedoch, wo es möglich geweſen wäre, iſt es factiſch 
nicht geſchehen, weil dem Richter ein zu großer Spielraum gegönnt war. 

Demnach, glauben wir, hat der Entwurf zum neuen Strafgeſetze 
über Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen die richtige Mitte getroffen, 
indem er im § 27 erklärt: 

„In jedem Urtheile, durch welches eine Geldſtrafe verhängt wird, 
iſt zugleich die Freiheitsſtrafe zu beſtimmen, welche im Falle der Unein⸗ 
bringlichkeit an die Stelle der erſteren zu treten hat. 

Hiebei kann eintägiges Gefängniß (oder Staatsgefängniß) für einen 
Strafbetrag von 2— 10 fl. und eintägige Haft für einen ſolchen von 
1—10 fl. verhängt werden; doch darf im Ganzen höchſtens auf e in⸗ 
jähriges Gefängniß (oder Staatsgefängniß) und in Uebertretungs⸗ 
fällen höchſtens auf zweimonatliche Haft erkannt werden“; wozu 
der Strafgeſetzausſchuß des Abgeordnetenhauſes in Conſequenz des § 13 E. 
noch den ergänzenden Schlußſatz beantragt hat: *) 

„Wenn an die Stelle einer Geldſtrafe, welche den Betrag von 
10 fl. nicht erreicht, Haft beſtimmt wird, kann für den Fall der Unein⸗ 
bringlichkeit auch kürzere als eintägige Haft verhängt werden.“ 

Auch dürfte der vorſtehenden Beſtimmungen zu Grunde liegende 
Durchſchnittsbetrag von 5 fl. als den Zeitumſtänden paſſender erachtet 
werden, als obige zwei Durchſchnittsbeträge von nahezu 7 fl. und 
über 8 fl. 

Man wird ſich hiebei fragen, ob ein einziges Jahr als längſte 
Dauer der wegen Steuerdefraudationen verhängten Gefängnißſtrafe 
hinreichend fein werde, um gegen dieſelben wirkſamen Schutz zu ver- 
leihen. 

Wir glauben doch! Man erhält erſtens bei Umwandlung der 
proponirten höchſten Geldſtrafe von 4000 fl. mit Benützung des höchſten 
Maßſtabes hiefür, d. i. 10 fl., welcher bei großen Geldſtrafen faſt 
immer angewendet werden wird, ohnehin nur 400 Tage ſuppletoriſcher 
Gefängnißſtraſe, alſo nur um 35, beziehungsweiſe 34 Tage mehr, als 
ein gemeines, reſpective Schaltjahr hat. 

Ferner iſt nach dem Gefällsſtrafgeſetze, wenngleich es vier Jahre 
Arreſt als die längſte Dauer der Freiheitsſtrafen überhaupt beſtimmt, 
meines Wiſſens niemals ein längerer, als ein einjähriger Arreſt (nach 
Appellirung an alle Gnadenſtellen) in Vollzug geſetzt worden. 

Endlich widerſtrebt es, wie ſchon früher einmal hervorgehoben 
wurde, dem durch das Steuerſtrafverfahren geſchützten Intereſſe des 
Aerars, lange und koſtſpielige Freiheitsſtrafen aufzuerlegen; es wird dies 
vollſtändig einleuchtend, wenn man bedenkt, daß ein Sträfling dem Aerar 
im Jahre ungefähr 200 fl. Unkoſten verurſacht, alſo mehr, als er viel- 
leicht in 10 Jahren durch Vorenthaltung von Abgaben Schaden verur— 
ſachen kann. 

Aus eben denſelben Rückſichten auf das finanzielle Intereſſe des 
Staates können wir nur wärmſtens empfehlen, daß die geringſte ſup⸗ 
pletoriſche Freiheitsſtrafe (der Haſt) künftig nicht ebenſo wie dermalen 
(die des Arreſtes, ſiehe $ 60 G. St. G.) 24 Stunden, ſondern, wie 
oben vorgeſchlagen, weniger betrage, weil in letzteren Fällen dann die 
Verpflegungskoſten der Sträflinge ganz entfallen können. Bekanntlich iſt 
ja die Mehrzahl der Steuerſtraffälle ſo geringfügiger Natur, daß die 


200 fl. Arreſt von einem Tage bis zu einem Monate, ſtatt 200 darauf geſetzte Strafe unter dem Betrage von 10 fl. bleibt und daher 
bis 600 fl. Arreſt von einem bis zu drei Monaten, ftatt 600 bis 1500 fl. unter das niedrigſte bisherige Ausmaß an Freiheitsstrafen fällt. 


Arreſt zwiſchen 3 bis 6 Monaten, ſtatt 1500 bis 3000 fl. Arreſt von 
6 Monaten bis zu einem Jahre, ſtatt 3000 bis 6000 fl. Arreſt von 


Zudem iſt die Wirkung einer — ſagen wir — zwölfftündigen 
Haft ziemlich einerlei mit der einer 24ſtündigen; und ſchließlich wäre 


1 bis zu 2 Jahren, ſtatt der Beträge über 6000 fl. endlich Arreſt von es nur unbillig, Jemanden, welcher nur zu 1 fl. Geldſtrafe verurtheilt 


2—3 Jahren zu verhängen iſt (wobei übrigens in Bezug auf Minder⸗ 
jährige eine Ausnahme geſtattet wird).“ 

Das Gefällsſtrafgeſetz hat hiedurch der Willkür des Richters einen 
ſo weiten Spielraum eingeräumt, daß fich in der Praxis behufs Ab— 
wendung von mißbräuchlicher Härte oder Milde der Uſus eingebürgert 
hat, den ſich aus obigen Verhältnißzahlen ergebenden Durchſchnittsbetrag 
von 62 fl. in Fällen unter 600 fl. und ca. 8 fl. in ſolchen über 
600 fl. als fixen Umwandlungs⸗Maßſtab zu benützen. 

Das öſterreichiſche Strafgeſetz über Verbrechen, Vergehen und 
Uebertretungen vom 27. Mai 1852 ſetzt im § 260 den Betrag von 
fünf Gulden als ſolchen fixen Maßſtab feſt. 


Die ſuppletoriſchen Freiheitsſtrafen ſollen nun aber den verſchie⸗ 
denen Vermögensverhältniſſen der Verurtheilten nach den Anforderungen 


der Gerechtigkeit angepaßt werden. 


U 
I 


worden ift, im Falle der Uneinbringlichkeit ebenſo lang der Freiheit zu 
entziehen, als einen Anderen, welcher ſich in denſelben Vermögens— 
zuſtänden befindet und zu 10 fl. Strafe verurtheilt worden iſt. 

Zu bemerken iſt auch, daß ſich obiger Grundſatz im allgemeinen 
Strafverfahren ſchon längſt (vgl. 8 1 der Juſt.⸗Min.⸗Vdg. vom 11. Fe⸗ 


(bruar 1855, R. G. Bl. Nr. 30, Schlußſatz) eingebürgert hat. 


Da die Subſtituirung der Freiheitsſtrafen keinen anderen Zweck 
hat, als zu verhindern, daß der zur Geldſtrafe Verurtheilte, aber 
Zahlungsunfähige nicht ſtraflos ausgehe, ſo iſt auch in einem künftigen 
Steuerſtrafgeſetze der dem $ 120 G. St. G. entſprechende Satz des 
mehrerwähnten Strafgeſetzentwurfes aufzunehmen, daß Jedermann den 
Vollzug der Freiheitsſtrafe allezeit von ſich abwenden könne, wenn er 


*) Bericht des Strafgeſetzausſchuſſes über die Regierungsvorlage, betreffend 
ein neues Strafgeſetz über Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen. 


164 


den durch die erlittene Strafhaft nicht getilgten Strafbetrag erlegt | wenn der Gemeindeausſchuß die Rechnung erledigt und der Laudes— 


($ 28 E.). 
„sit ein auf Geldſtrafe lautendes Urtheil noch bei Lebzeiten des 
Verurtheilten rechtskräftig geworden, ſo iſt der Strafbetrag aus dem 
Nachlaſſe hereinzubringen.“ 
Dieſe den 


gebende Beſtimmung des Strafgeſetzentwurfes ($ 29), welche auch 


gegenwärtig im allgemeinen Strafrechte anerkannt iſt (Juſt.⸗Min.⸗Vdg. 


vom 3. April 1859, R. G. Bl. Nr. 52), „kann wohl nicht als eine 
Verkennung des Grundſatzes angeſehen werden, daß die Strafe ſich nur 
gegen Denjenigen richten dürfe, welcher die ſtrafbare Handlung begangen 
hat. Sie ſetzt als Bedingung ihres Eintrittes voraus, daß das Urtheil 
bei Lebzeiten des Thäters in Rechtskraft erwachſen ſei. Durch die Rechts 
kraft des Urtheils iſt die Minderung des Vermögens des Thäters ideell 


bereits eingetreten, und der Erbe überkommt den Nachlaß beſchwert 


mit der Laſt der Forderung des Staates auf Bezahlung des Straf— 
betrages. Es iſt eben die Natur der Geldſtrafe, daß ſie, weil die 
Leiſtung eine vermögensrechtliche iſt, gleich anderen ſolchen Leiſtungen 
des rein perſönlichen Charakters, welcher anderen Strafarten eigen iſt, 
entbehrt und ſich lediglich gegen das Vermögen kehrt Diele Eigenthüm⸗ 
lichkeit der Geldſtrafe macht es auch dem Staate unmöglich, Vorkehrungen 
zu treffen, daß eine verhängte Geldſtrafe nicht von dritten unbetheiligten 
Perſonen entrichtet wird, während bei Freiheitsſtrafen jede Stellvertretung 
ausgeſchloſſen iſt.“ (Dieſe trefflichen, das Weſen der Geldſtrafe fenn- 
zeichnenden Worte ſind dem weiter oben eitirten Motivenberichte zum 
Strafgeſetzentwurfe, S. 32, entnommen.) 

Obwohl gegen dieſe Beſtimmung eingewendet wurde, es wider— 
ſpreche der Natur einer Strafe, dieſelbe zu vollziehen, wenn der Ver— 


urtheilte geſtorben iſt, ſo daß die Folgen nur ſeine Erben, ihn aber gar gewendet werden 


nicht treffen, hat der Strafgeſetzausſchuß des Abgeordnetenhauſes den— 
noch in ſeiner Mehrheit beſchloſſen, die Beſtimmung der Regierungs— 
vorlage beizubehalten, „weil es grundſätzlich richtig iſt, daß eine rechts— 
kräftig zuerkannte Strafe, inſoweit es möglich iſt, immer vollzogen 
werden ſolle“ (ſiehe S. 10 des vorcitirten Ausſchußberichtes). 

(Schluß des Art. III folgt im nächſten Blatte.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Gemeinde kann auf Genehmhaltung der Gemeinderechnung 

ſeitens des ehemaligen Bürgermeiſters als Nechnungslegers ge: 

klagt werden. ($ 100 a. G. O; § 2 Patent vom 16. Jänner 
1786, J. G. S. Nr. 516.) 

A., früher Bürgermeiſter in B., klagte die Gemeinde B. auf 
Genehmigung der von ihm gelegten Gemeinderechnung. 

In erſter Inſtanz wurde der Einwendung der Geklagten, daß 
die Angelegenheit vor der Verwaltungsbehörde auszutragen iſt, ſtatt— 
gegeben und die Klage wegen Unzuſtändigkeit des Gerichtes abgewieſen. 

Auf die vom Kläger ergriffene Appellation wurde das erſtrichter— 
liche Urtheil vom Obergerichte abgeändert und die Incompetenzeinwendung 
der Geklagten zurückgewieſen. Gründe: „Zufolge der Beſtimmung des 
§ 100 a. G. O kann der Rechnungsleger gerichtlich ſordern, daß Dem— 
jenigen, dem er Rechnung gelegt hat, aufgetragen werde, ſolche genehm 
zu halten oder zu bemängeln. Das Geſetz unterſcheidet nicht, in welcher 
Eigenſchaft der Rechnungsleger die Rechnung gelegt hat und unter— 
ſcheidet nicht bezüglich des Gegenſtandes der gelegten Rechnung. Aller⸗ 
dings iſt zufolge der Beſtimmungen der 88 30 und 65 des Gemeinde- 
geſetzes ſür Mähren vom 15. März 1864, L. G. Bl. Nr. 4, die von 
einem Gemeindevorſteher der Gemeinde gelegte Rechnung von dem Ge— 
meindeausſchuß zu erledigen und hat nach § 98 des citirten Geſetzes 


und nach Art. 18 des Geſetzes vom 5. März 1862, R. G. Bl. 


Nr. 18, der Landesausſchuß über eine wider die Rechnungserledigung 
des Gemeindeausſchuſſes ergriffene Berufung zu entſcheiden. Allein 
ebenſo wenig als aus dieſen geſetzlichen Beſtimmungen der Schluß 
gezogen werden könnte, daß einem Gemeindevorſteher bezüglich einer 
der Gemeinde gelegten Rechnung das Betreken des Rechtsweges über⸗ 
haupt abgeſchnitten werden wollte, ebenſo wenig begründet iſt die auf 


! 


die letztbezogenen Normen geſtützte Aufſaſſung, dem Gemeindevorſteher 
ſtehe rückſichtlich einer ſolchen Rechnung der Rechtsweg erſt dann offen, Geller'ſchen Juſtizgeſetzen ꝛc. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Nedactenr: A. Heilmann. 


ausſchuß über die gegen die Rechnungserledigung des Gemeindeaus- 
ſchuſſes ergriffene Berufung entſchieden hat, wie denn auch der Landes— 
ausſchuß um Verhaltung des ſäumigen Gemeindeausſchuſſes zur Er— 


ledigung der Rechnung anzugehen ſei Abgeſehen davon, daß hiebei 
Sum des $ 471 G. St. G. in Kürze wieder⸗ 0 


bezüglich des vorliegenden Falles überſehen wird, daß nach dem Ergeb— 
niſſe der Verhandlung der Kläger dermalen nicht mehr Gemeinde— 
vorſteher ift. und als Privatperſon das der Verhandlung zu Grunde 
liegende Begehren geſtellt hat, ſteht der dem angefochtenen Urtheile zu 
Grunde liegenden Auffaſſung auch ſchon die Erwägung entgegen, daß 
der Streit bezüglich einer gelegten Rechnung definitiv doch nur im 
Rechtswege ausgetragen werden kann, es mithin auch völlig zwecklos 
geweſen wäre, geſetzlich die Zuläſſigkeit des Rechtsweges von der vor— 
gängigen Erledigung der Rechnung im adminiſtrativen Wege abhängig 
zu machen, und wenn das Patent vom 16. Jänner 1786, J. G. S. 
Nr. 516, § 2, dennoch eine ſolche Beſtimmung enthält, fo wurde 
damit den beſonderen Verhältniſſen im ſtaatlichen Verwaltungsorganismus 
Rechnung getragen und leidet dieſe Beſtimmung als eine ſinguläre Be— 
ſtimmung keine Analogie.“ 

Der k. k. oberſte Gerichtshof beſtätigte über die Reviſionsbeſchwerde 
der Geklagten mit Entſcheidung vom 13 April 1880, 3. 3317, das 
Urtheil des Obergerichtes aus deſſen Gründen, „zumal es ſich im vor— 
liegenden Falle gar nicht um die Berechtigung des Gemeindeausſchuſſes 
zur Prüfung und Erledigung der vom Kläger als geweſenem Gemeinde— 
vertreter gelegten Rechnung, ſondern darum handelt, den Gemeinde— 
ausſchuß zu verhalten, die Rechnung der Erledigung zuzuführen und 
ein die Rechnungserledigung betreffendes, die Verwaltung des Staats- 
vermögens regelndes Ausnahmsgefetz nicht auf Gemeinderechnungen an— 
kann.“ Ger.⸗Ztg. 


Perſonalien. 
Seine Majeſtät haben den Leiter der Prager Polizeidirection, Titular⸗ 
Hofrath Franz Ritter von Stejskal zum wirklichen Hofrathe und Polizeidirector 
in Pin, RAN, 0 
eine Majeſtät haben den mit Titel und Charak i er 
beffeideten Finanz uach 115 Finanzbezirksdirector Rus a 6 Heu 
finanzrathe der n.-d. Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Finanzrath der Klagenfurter Finanzdirection 
Johann Haſlmayr Ritter von Graßegg zum Oberfinanzrathe der Grazer 
Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe und Leiter des Gebühren⸗Bemeſſungs⸗ 
amtes in Linz Franz Juſt taxfrei den Titel und Charakter eines Oberfinanz⸗ 
rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Verwalter des Allerhöchſten Familiengutes in 
Göding Karl Fleiſchhacker taxfrei den Titel eines kaiſerlichen Rathes, dem 
Verwalter des Allerhöchſten Familiengntes Räczkeve in Ungarn Ignaz von Roth 
taxfrei den Titel eines königlichen Rathes, endlich dem Verwalter des Allerhöchſten 
Familiengutes Holitſch in Ungarn Karl Schmalfuß das goldene Verdienſtkreuz 
mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem proviſoriſchen Finanzwach-Reſpicienten Johann 
Mader den Titel und Charakter eines Finanzwachcommiſſärs verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Official im Miniſterium des Innern Alexander 
Krapf den Titel und Charakter eines Hilfsämter⸗Directionsadjuncten verliehen. 


Erledigungen. 

Zwei Bezirkscommiſſärsſtellen, eventuell Concipiſtenſtellen mit der neunten, 
reſpective zehnten Rangsclaſſe bei der niederöſterreichiſchen Statthalterei, bis 
4. October. (Amtsbl. Nr. 216.) 

Bezirkshauptmannsſtelle in Dalmatien mit der ſiebenten, eventuell eine 
Statthaltereiſecretärsſtelle mit der achten Rangsclaſſe, bis Ende September. 
(Amtsbl. Nr. 216.) 


Im Verlage von Moritz Perles in Wien, I., Bauernmarkt 11, erſchien 
ſoeben: - 


Erſter öſterreichiſcher Juriſtenkalender pro 1882. 


Taſchenbuch für Advocaten, Notare, Juſtiz- und Berwalkungsbeamte. 
Redigirt und herausgegeben von Dr. Guſtav Kohn, Hof- und Gerichtsadvocat 
in Wien. 

Elegant in Leinwand geb. 1 fl. 60 kr., in Leder geb. 2 fl. 

Dieſer heuer im 13. Jahrgang erſcheinende Kalender (Verwechslung mit 
Nachahmungen gefälligſt zu vermeiden) iſt dies Jahr beſonders reichhaltig und 
praktiſch zuſammengeſtellt und erreicht das größte Maß der Vollftändigfeit, wie 
anch alle ſonſtigen Theile des Inhalts ſorgfältig für den praktiſchen Gebrauch 
ausgewählt worden und die fortlaufende Geſetzeschronik eine Ergänzung zu 
allen Geſetzausgaben bildet; namentlich zu den im gleichen Verlage erſchienenen 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


